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1. ·Beiblatt Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz 26. Mai 1954 

A n fra g e b e a n t W 0 r tun g 

Eine Anfrage der Abg. A 1 t-e n bur LI e r und Genossen,betreffend die 

Bekanntgabe verschiedene;r Daten über die Arbeitslosenz~ffern des vergangenen 

Winters, hat Bund<;lsminister für soziale Verwal tung Mai s e 1 wie folgt 

beantwortet: 

In der vorbezeichneten Anfraze wird ausgeführt, dass es für die zustän­

digen St·.31len wesentlich leichter wäre, die erforderlichen Massnahmen zur 

wirksamen Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zu treffen, wenn. das Bundesministe­

rium für soziale Verwaltung die U~sachen für die Entlassung und die Firmen, 

die entlassen mussten, feststellen könnte. Es wurde an den Bundesminister für 

soziale Verwaltung die Anfrage gerichtet, ob er bereit sei, d<;lID Nationalrat 

rnl tzuteilen, . 

1.) welche Firmen in derZeit vom Oktober 1953 bis Feber 1954 in grösserem 

Ausmass Arbeiterentlassungen vornehmen mussten, 

2.) wieviel Prozent ihre= .~bei~n~boer die einzelnen Firmen entlassen mussten, 

3.) wieviel Prozent der Entl~sungen aus witterun~s- und saisonbedingten Grün­

den erfolgen mussten. 

In Beantwortung der Anfrage beehre ich mich folgendes mitzuteilen: 

Die monatlichen Verlautbarungen des Bundesministeriums für soziale Ver­

waltun~ über den Stand der Arbeitslosigkeit stützen sich auf die bei den ~ 

beitsämtern erstatteten Meldungen der Arbeitskräfte, die ihren Arbeitsplatz 

verloren haben und eine neue Arbeit suchen. In den Arbeitgeberbestätigungen, 

die .aus Anlass der. Auflösung des Dienstverhältnisses von den Arbeitgebern aus­

gestell t und von den Arbeitsuchenden dem Arbf:d tsamt vorgelegt werden, ist le­

di~lich die Art der Lösung des Dienstverhältnisses (K'iindi~IIEntlassung, 

einvernehmliche Lösung) angeführt, nicht aber der Grund der Lösl,lng. Die Bet;riebe, 

diefiine Verminderung ihres Beschäftigtenstandes durchführen, sind nicht ver­

pflichtet, den Arbeitsämtern Meldungen darüber zu erstatten, und zwar weder 

über die Anzahl der entlass0nen Arbeitskräfte noch uber den Grund der Entlassung, 

und tatsächlich werden auch solche 1.ieldungen nicht gegeben. Das Bundesministe­

rium für soziale Ve~valtung ist daher nicht in der Lage, Mitteilungen im Sinne 

der Anfr~ße·darüber zu geben, welche Firmen in der Zeit vom Oktober 1953 bis 

Feber 1954 in grösserem Ausmass Entiassungen vornehmen mussten und wieviel Pro-. . . 
zent diese Entlassungen vom Gesamtstand der-Firma darstellen, noch auch wie.viel 

Prozent der Erltlassungen aus witterungs- undsaisonbedinaten Gründen erfolgen 

mussten. 
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, " .. 2. :Bei bl'att :a.elblatt " zur :Pa.rlamentskorrespond~ 26. Mai 1954 

Das Bundesministerium für soziale Ver.valtung stellt jedoch auf Grund der 

Meldun~en der Landesarbeitsämtar monatlich die ArbQitsl~seD&tinde nach Berufs­

klassen zusammen, insbesondere sindcarin auch die Berufe enthalten, die witte-_ 

rungsmässig beeinflusst sind. Aus der Bew~g der Arbeitslosigkeit in den ein­

zehen Berutsklassenkann daher im wesentlichen der Umfang der saisonbedi~en 

Arbeitslosigkeit gewonnen werden. Diese Aufstellungen werden monatlich allen 
" 

interessierten Stellen, vor allem auch dem österreich1schen Gewerkschaftsbund. 

und dem ÖsterreichischenArbeiter~ertag gegeben. Inden ~onatlichen Verlaut-, 

barunzen des Bundesministeriums für soziale Verwal tun.t über den Stand der Afr­
beitslosigkeit sind auszugsweise die wichti&sten Berufsklassen angeführt. Wenn 

man nun die Entwicklung der Arbeitslosigkeit vom Oktober 1953 bis Feber 1954 
betrachtet, so zeigt s~ch, dass von der Steige~ 73.2 ~ auf die von der Wit­

tel'Ullg hauptsächlich beeinfiusstenBerufe des Bauwesens, der Lud- und For~t­

wirisch~t.der Steingewinner und -bearbeiter und derllilfsberufe entfallen. 
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